
und schrittweise,weiterführende Orientierungen zu er­
arbeiten. Bei der Überprüfung der Richtlinien und Be­
schlüsse des Plenums auf den Gebieten des Zivil-, Fami­
lien-, Arbeite- und LPG-Rechts konzentriert es sich auf 
die prinzipielle Aufgabe der Gerichte, in Durchsetzung 
der Beschlüsse des VIII. Parteitages der SED eine wirk­
same Rechtsprechung zu sichern. Soweit es sich um De­
tailfragen oder um einzelne Formulierungen handelt, zu 
denen im Prozeß der praktischen Anwendung neue, wei­
terführende Erkenntnisse gewonnen werden, ohne daß 
sich die betreffenden Festlegungen als Fehlorientierun­
gen erweisen, wird das Oberste Gericht auch weiterhin 
die verantwortungsbewußte Arbeit der Richter mit die­
sen Leitungsmaterialien durch seine Rechtsprechung, 
durch operative Anleitung, durch Erläuterungen und 
Präzisierungen in Publikationen sowie durch andere 
Formen und Methoden unterstützen.
In der Leitungstätigkeit des Obersten Gerichte stellen 
Fragen der arbeitsrechtlichen materiellen und diszipli­
narischen Verantwortlichkeit, des Unterhalte und der 
Anwendung des Mietrechte zur Sicherung einer festen 
Zahlungsdisziplin weiterhin Schwerpunkte dar.

Zur Anwendung der arbeitsrecfatlichen materiellen 
V er antwor tlichkeit

Im Zusammenhang mit der Orientierung auf den ver­
stärkten Schutz des sozialistischen Eigentums aus straf­
rechtlicher Sicht, wie sie auf der 8. Plenartagung des 
Obersten Gerichte am 3. Oktober 1973 gegeben wurde/*/, 
gab das Oberste Gericht auch Hinweise zur besseren, 
differenzierteren Anwendung der arbeiterechtlichen 
materiellen Verantwortlichkeit der Werktätigen. Es ist 
festzustellen, daß sich diese Orientierung sowohl in der 
Tätigkeit der Gerichte als auch in der Tätigkeit der Kon­
fliktkommissionen durchsetzt. Die Höhe des Schaden­
ersatzbetrags wird bei fahrlässig verursachten Schäden 
besser differenziert, wobei gemäß §§ 113 Abs. 4, 109 
Abs. 2 GBA die Gesamtheit der Umstände, insbesondere 
auch die Höhe des fahrlässig verursachten Schadens 
und die Schwere der Pflichtverletzung, berücksichtigt 
wird.
In einer Reihe von Fällen wurden die von den Betrie­
ben bzw. den Konfliktkommissionen unter unzutreffen­
der Anwendung der Differenzierungsgrundsätze zu 
niedrig festgesetzten Schadenersatzbeträge im gericht­
lichen Verfahren korrigiert. Es wurde geklärt, daß bei 
einem Schaden, der das Mehrfache des monatlichen Ta­
riflohns des Schadenverursachers beträgt, ein wesent­
lich unterhalb des Tariflohns liegender Schadenersatz­
betrag grundsätzlich nicht gerechtfertigt ist. Anderer­
seits mußte aber auch der fehlerhaften Auffassung ent­
gegengetreten werden, daß ein Schaden, der die Höhe 
eines monatlichen Tariflohns übersteigt, in jedem Fall 
die Differenzierung des Schadenersatzbetrags unterhalb 
des Tariflohns ausschließe. Die Differenzierungsgrund­
sätze in Zifl. 7 der Richtlinie Nr. 29 des Plenums des 
Obersten Gerichte zur Anwendung der §§ 112 ff. GBA 
vom 25. März 1970 (GBl. II S.267; NJ-Beilage 2/70 zu 
Heft 9), die sich auch aus heutiger Sicht durchaus als ein 
die Praxis im wesentlichen richtig orientierendes Anlei­
tungsmaterial zur Gewährleistung des Schutzes des so­
zialistischen Eigentums sowie zur Wahrung der Rechte 
und Interessen der Werktätigen erwiesen hat, sind also 
nach wie vor bei jeder Geltendmachung materieller 
Verantwortlichkeit zu beachten.
Mit der vom Plenum des Obersten Gerichts am 19. Juni 
1974 beschlossenen Ergänzung der Ziff. 8.6.2. der Richt­
linie Nr. 29 werden die Gerichte verpflichtet, die Über­
einstimmung eines Verzichte auf Geltendmachung der

/•/ VgL dazu die Materialien dieser Plenartagung in NJ 1973
S.655 ff.

Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts 
vom 19. Juni 1974 - I PIB 1/74 -
Das Plenum des Obersten Gerichts der DDR beschließt die 
Aufhebung des Beschlusses des Plenums des Obersten Ge­
richts zur Tätigkeit der Gerichte bei der Entscheidung von 
Arbeitsrechtssachen, besonders auf dem Gebiet des Arbeits­
lohnes, vom 15. September 1965 — I PIB 3/65 — (NJ 1965
S. 632; Arbeit und Arbeitsrecht 1965, Heft 10, S. 445) mit 
Wirkung vom 19. Juni 1974.

B e g r ü n d u n g :
Der Beschluß ist in wesentlichen Teilen durch die Entwick­
lung seit seiner Verabschiedung überholt. Ferner entspre­
chen die den Gerichten zur Entscheidung von Arbeitsrechts­
sachen gegebenen Hinweise nicht den heutigen Erforder­
nissen einer effektiven und rationellen Verfahrensgestal­
tung. Gegenwärtig noch gültige Auffassungen zu einigen 
Fragen des Arbeitslohnes haben Eingang in Entscheidungen 
des Obersten Gerichts gefunden, die die Praxis weiterhin 
orientieren, so daß der Beschluß ersatzlos aufgehoben wer­
den kann.

Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts
vom 19. Juni 1974 - I PIB 2/74 -
zur Änderung der Richtlinie Nr. 29
des Plenums des Obersten Gerichts vom 25. März 1970
zur Anwendung der §§ 112 ff. Gesetzbuch der Arbeit
(GBl. II S. 267)
Ziff. 8.6.2. der Richtlinie Nr. 29 wird um folgenden Satz er­
gänzt:

Das Gericht hat zuvor die öbereinstimmung des Ver­
zichts mit den in den §§115 Abs. 4 und 109 Abs. 2 GBA 
geregelten Voraussetzungen zu prüfen.

B e g r ü n d u n g :
Um Unklarheiten in der Praxis zu beheben und in gericht­
lichen Verfahren erklärten unbegründeten Verzichten auf die 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit Werk­
tätiger entgegenzuwirken, ist es erforderlich, die Konflikt­
kommissionen und staatlichen Gerichte darauf hinzuweisen, 
vor einer Entscheidung die gesetzlichen Voraussetzungen 
des Verzichts zu prüfen. Das hat zur Konsequenz, daß der 
Verzichtserklärung des Betriebes keine rechtliche Bedeu­
tung zukommt und die Konfliktkommission bzw. das staat­
liche Gericht über die Schadenersatzverpflichtung in vollem 
Umfang zu entscheiden hat, wenn Gründe für den Verzicht 
nicht vorliegen.

materiellen Verantwortlichkeit mit den in §§ 115 Abs. 4 
und 109 GBA genannten Voraussetzungen zu überprü­
fen. Diese Ergänzung dient der Beseitigung von Unklar­
heiten, die in der Praxis aufgetreten waren. Selbstver­
ständlich hat auch die exakte Handhabung des Verzichte 
auf die Geltendmachung der materiellen Verantwort­
lichkeit Werktätiger im Zusammenhang mit den Be­
mühungen um den sicheren Schutz des sozialistischen 
Eigentums seine Bedeutung.
Es wäre verfehlt, wenn Gerichte Verzichteerklärungen 
von Betrieben im Gerichtsverfahren unbesehen hinneh­
men und damit ihre Tätigkeit beenden würden. Ebenso 
wie Einigungen und Klagerücknahmen im arbeiterecht­
lichen Verfahren gemäß §§ 36 Abs. 1 Ziff. 2, 41, 43 Abs. 1 
AGO vom Gericht bestätigt werden müssen, unterliegt 
auch die Verzichteerklärung, die im gerichtlichen Ver­
fahren abgegeben wird, der gerichtlichen Nachprüfung. 
Entspricht der Verzicht den gesetzlichen Anforderungen, 
ist in diesem Umfang die Schadenersatzpflicht des 
Werktätigen erloschen. Ein nicht dem Gesetz entspre-
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